Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1287 


Zu sammenstellung 

des Entwurfs eines Personalvertretungsgesetzes 
- Drucksachen 1189, 160 (neu) - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 

Unverändert nach den Beschlüssen des Unterausschusses Personalvertretung 
- Drucksache 1189 - bis auf die folgenden Paragraphen: 


Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

§ 12 

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel 
mindestens fünf Wahlberechtigte besdiäfti- 
gen, von denen drei wählbar sind, werden 
Personalräte gebildet. 


( 2 ) Der Personalrat besteht in Dienststellen 
mit in der Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten Bedienste- 
ten aus einer Person, 

21 Wahlberechtigten bis 50 Bediensteten 
aus drei Mitgliedern, 

51 bis 150 Bediensteten aus fünf Mit- 
gliedern, 

151 bis 300 Bediensteten aus sieben Mit- 
gliedern, 

301 bis 600 Bediensteten aus neun Mit- 
gliedern, 

601 bis 1000 Bediensteten aus elf Mitglie- 
dern. 

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in 
Dienststellen mit 1001 bis 5000 Bediensteten 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 12 

(1) unverändert 


(1 a) Dienststellen mit In der Regel weniger 
als fünf Bediensteten werden von der über- 
geordneten Dienststelle Im Einvernehmen mit 
der Stufenvertretung einer benachbarten 
Dienststelle zugeteilt. 

(2) unverändert 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Beschlüsse des Unterausschusses 
Personal Vertretung 

um je zwei für je weitere angefangene 1000, 
mit 5001 und mehr Bediensteten um je zwei 
für je weitere angefangene 2000. 

(3) Die Höchstzahl der Mitglieder be- 
trägt 25. 

§ 13 

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige 
verschiedener Gruppen beschäftigt, so muß 
jede Gruppe entsprechend ihrer Stärke im 
Pcrsonalrate vertreten sein, wenn dieser aus 
mindestens drei Mitgliedern besteht. Bei glei- 
dicr Stärke der Gruppen entscheidet das Los. 


(2) Der Wahlvorstand errechnet die Ver- 
teilung der Sitze auf die Gruppen nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(3) Eine Gruppe erhält mindestens 

bei weniger als 51 Gruppenangehörigen 
einen Vertreter, 

bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen 

zwei Vertreter, 

bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen 
drei Vertreter, 

bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen 
vier Vertreter, 

bei 1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 
fünf Vertreter, 

bei 3001 und mehr Gruppenangehörigen 
sechs Vertreter. 

(4) Ein Personalrat, für den in § 12 Abs. 2 
drei Mitglieder vorgesehen sind, besteht aus 
vier Mitgliedern, wenn eine Gruppe min- 
destens ebensoviel Bedienstete zählt wie die 
beiden anderen Gruppen zusammen. Das 
vierte Mitglied steht der stärksten Gruppe 
zu. 

(5) Eine Gruppe, der in der Regel nicht 
mehr als fünf Bedienstete angehören, erhält 
nur dann eine Vertretung, wenn sie min- 
destens ein Zwanzigstel der Bediensteten der 
Dienststelle umfaßt. Erhält sie keine Ver- 
tretung und findet Gruppenwahl statt, so 
kann sich jeder Angehörige dieser Gruppe 
durch Erklärung gegenüber dem Wahlvor- 
stand einer anderen Gruppe anschließen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(3) unverändert 
§ 13 

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige 
verschiedener Gruppen beschäftigt, so muß 
jede Gruppe entsprechend ihrer Stärke im 
Personalrate vertreten sein, wenn dieser aus 
mindestens drei Mitgliedern besteht. Bei glei- 
cher Stärke der Gruppen entscheidet das Los. 
Macht eine Gruppe von ihrem Recht, Im 
Personalrate vertreten zu sein, keinen Ge- 
brauch, so verliert sie ihren Ansprudi auf 
Vertretung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

(6) Die Geschlechter sollen Im Personalrat 
entsprechend dem Zahlenverhältnis vertreten 
sein. 

§ 22 

Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in 
der Dienststelle vertretene Gewerkschaft 
oder der Leiter der Dienststelle können bin- 
nen einer Frist von 14 Tagen, vom Tage der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerech- 
net, die Wahl beim Arbeitsgericht anfechten, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über 
das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das 
Wahlverfahren verstoßen worden und eine 
Berichtigung nicht erfolgt Ist, es sei denn, 
daß durch den Verstoß das Wahlergebnis 
nicht geändert oder beeinflußt werden 
konnte. 

§ 23 

(1) Steigt während der Amtszeit des Per- 
sonalrates die Zahl der Bediensteten vorüber- 
gehend um mehr als 20 Personen, die vor- 
ausslchtlidi nur für einen Zeitraum von höch- 
stens sechs Monaten beschäftigt werden, so 
wählen die nichtständig Beschäftigten in ge- 
heimer Wahl 

bei 21 bis 50 nichtständig Beschäftig- 
ten einen Vertreter, 

bei 51 bis 100 nichtständig Beschäftig- 
ten zwei Vertreter, 

bei mehr als 100 nichtständig Beschäftig- 
ten drei Vertreter. 

Der Personalrat bestimmt den Wahlvor- 
stand und seinen Vorsitzenden. Im übrigen 
gelten für die Wahl der Vertreter die Vor- 
schriften der §§ 9 Abs. 1 und 3, 10, 15, 16, 
21 und 22 mit Ausnahme der Vorschriften 
über die Dauer der Zugehörigkeit zur 
Dienststelle und zum öffentlichen Dienst ent- 
sprechend. 

(2) Die Bediensteten unter 18 Jahren wäh- 
len in Dienststellen, in denen mindestens fünf 
Jugendliche beschäftigt sind, eine Jugend- 
vertretnng. Diese besteht in Dienststellen mit 

5 bis 50 Jugendlichen aus einem 
Jugendvertreter, 

51 bis 100 Jugendlichen aus drei 
Jugendvertretern, 

mehr als 100 Jugendlichen aus fünf 
Jugendvertretern. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(6) unverändert 


§ 22 

Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in 
der Dienststelle vertretene Gewerkschaft oder 
der Leiter der Dienststelle können binnen 
einer Frist von 14 Tagen, vom Tage der Be- 
kanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, 
die Wahl beim Verwaltungsgericht anfedi- 
ten, wenn gegen wesentliche Vorschriften 
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder 
das Wahlverfahren verstoßen worden und 
eine Berichtigung nicht erfolgt Ist, es sei denn, 
daß durch den Versoß das Wahlergebnis nicht 
geändert oder beeinflußt werden konnte. 

§ 23 

( 1 ) unverändert 


(2) Die Bediensteten unter 18 Jahren wäh- 
len in Dienststellen, in denen mindestens fünf 
Jugendliche beschäftigt sind, eine Jugendver- 
tretung. Diese besteht in Dienststellen mit 
5 bis 50 Jugendlichen aus einem 
Jugendvertreter, 

51 bis 100 Jugendlidaen aus drei 
Jugendvertretern, 

mehr als 100 Jugendlichen aus fünf 
j ugendvertretern. 





Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

Als Jugendvertreter können Bedienstete 
vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 
24. Lebensjahre gewählt werden. Absatz 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 


§ 26 

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahl- 
berechtigten, des Leiters der Dienststelle oder 
einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
sdiaft kann das Arbeitsgericht den Aussdiluß 
eines Mitgliedes aus dem Personalrat oder 
die Auflösung des Personalrates wegen grober 
Vernachlässigung seiner gesetzlichen Befug- 
nisse oder wegen grober Verletzung seiner 
gesetzlichen Pflichten beschließen. Der Per- 
sonalrat kann aus den gleichen Gründen den 
Ausschluß eines Mitgliedes beantragen. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt 
der Vorsitzende des Arbeitsgerichtes einen 
Wahlvorstand ein. Dieser hat unverzüglich 
eine Neuwahl einzuleiten. Bis zur Neuwahl 
nimmt der Wahlvorstand die dem Personal- 
rate nach diesem Gesetze zustehenden Be- 
fugnisse und Pflichten wahr. 

§ 28 

Die Mitgliedschaft eines Beamten im Per- 
sonalrate ruht, solange er wegen eines gegen 
ihn schwebenden Disziplinarverfahrens vor- 
läufig des Dienstes enthoben ist. 

§ 35 

Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglie- 
der hat der Personalrat von Fall zu Fall je 
einen Beauftragten der im Personalrate ver- 
tretenen Gewerkschaften zu den Sitzungen 
einzuladen. 


§ 37 

Bei Angelegenheiten, die lediglich die An- 
gehörigen einer Gruppe betreffen, kann der 
Beschluß des Personalrates nicht gegen die 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Ver- 
treter dieser Gruppe gefaßt werden. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Als Jugendvertreter können Bedienstete 
vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 
24. Lebensjahr gewählt werden. Der Personal- 
rat bestimmt den Wahlvorstand und seinen 
Vorsitzenden. § 10 Abs. 1 Buchstabe b und 
Abs. 2 und 3, § 15 Abs. 1, 3, 4 und 6 und 
§§ 16, 21 und 22 gelten entsprechend. 

§26 

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahl- 
bereditigten, des Leiters der Dienststelle oder 
einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaft kann das Verwaltungsgericht den Aus- 
schluß eines Mitgliedes aus dem Personalrat 
oder die Auflösung des Personalrates wegen 
grober Vernachlässigung seiner gesetzlichen 
Befugnisse oder wegen grober Verletzung 
seiner gesetzlichen Pflichten beschließen. Der 
Personalrat kann aus den gleichen Gründen 
den Ausschluß eines Mitgliedes beantragen. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt 
der Vorsitzende des Verwaltungsgerichtes 
einen Wahlvorstand ein. Dieser hat unver- 
züglich eine Neuwahl einzuleiten. Bis zur 
Neuwahl nimmt der Wahlvorstand die dem 
Pcrsonalrate nach diesem Gesetze zustehen- 
den Befugnisse und Pflichten wahr. 

§ 28 

Die Mitgliedschaft eines Beamten im Per- 
sonalrate ruht, solange ihm die Führung der 
Dienstgeschäfte verboten oder er wegen eines 
gegen ihn schwebenden Disziplinarverfahrens 
vorläufig des Dienstes enthoben ist. 

§ 35 

Der Personalrat kann von Fall zu Fall be- 
schließen, daß je ein Beauftragter der unter 
den Mitgliedern des Personalrates vertrete- 
nen Gewerkschaften berechtigt ist, an den 
Sitzungen mit beratender Stimme teilzuneh- 
men. 

§ 37 

Über die gemeinsamen Angelegenheiten 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter wird 
von der Pcrsonalvertretung gemeinsam bera- 
ten und beschlossen. Bei Angelegenheiten, die 
lediglich die Angehörigen einer Gruppe be- 
treffen, sind nur Ihre Vertreter zur Beschluß- 
fassung berufen. Dies gilt nicht für eine 
Gruppe, die im Personalrate nicht vertreten 
Ist. 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

§ 49 

Die Personalversammlung kann dem Per- 
sonalrat Anträge unterbreiten und zu seinen 
Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf nur 
Angelegenheiten behandeln, die die Dienst- 
stelle oder ihre Bediensteten berühren. 

§51 

(1) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger 
Verwaltungen werden bei den Mittelbehörden 
ßezirkspersonalräte, bei den obersten Dienst- 
behörden Hauptpersonalräte gebildet. 

(2) Die Mitglieder des Bezirkspersonairates 
werden von den zum Geschäftsbereiche der 
Mittelbehörde, die Mitglieder des Hauptper- 
sonalrates von den zum Geschäftsbereiche 
der obersten Dienstbehörde gehörenden B*"- 
diensteten gewählt. 

(3) Die §§ 9 bis 18 und 20 bis 22 gelten 
entsprechend. § 10 Abs. 3 gilt nur für die 
leitenden Bediensteten der Dienststelle, bei 
der die Stufenvertretung zu errichten ist. Eine 
Personalversammlung zur Bestellung des Be- 
zirks- oder Hauptwahlvorstandes findet nicht 
statt. An ihrer Stelle übt der Leiter der 
Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu 
errichten ist, die Befugnis zur Bestellung des 
Wahlvorstandes nach den §§ 17 Abs. 2, 18 
und 20 aus. 

(4) Werden in einer Verwaltung die Perso- 
nalräte und Stufenvertretungen gleichzeitig 
gewählt, so führen die bei den Dienststellen 
bestehenden Wahlvorstände die Wahlen der 
Stufenvertretungen im Aufträge des Bezirks- 
oder Hauptwahlvorstandes durch; andernfalls 
bestellen auf sein Ersuchen die Personalräte 
oder, wenn solche nicht bestehen, die Leiter 
der Dienststellen die örtlichen Wahlvorstände 
für die Wahl der Stufenvertretungen. 


§ 58 

Will eine Dienststelle Verwaltungsanord- 
nungen für die Innerdienstlichen, sozialen 
oder persönlichen Angelegenheiten der Be- 
diensteten ihres Geschäftsbereiches erlassen, so 
soll sie dem für diesen Bereich zuständigen 
Personalrate die Entwürfe rechtzeitig mlt- 
teilen und mit Ihm beraten. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 49 

Die Personalversammlung kann dem Per- 
sonalrat Anträge unterbreiten und zu seinen 
Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf nur 
Angelegenheiten behandeln, die zur Zustän- 
digkeit des Personalrates gehören. 

§ 51 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


^ (3) Die §§ 9 bis 12, § 13 Abs. 1, 2 und 6, 
§§ 14 bis 18 und 20 bis 22 gelten entspre- 
chend. § 10 Abs, 3 gilt nur für die leitenden 
Bediensteten der Dienststelle, bei der die 
Stufenvertretung zu errichten ist. Eine Per- 
sonalversammlung zur Bestellung des Bezirks- 
oder Hauptwahlvorstandes findet nicht statt. 
An ihrer Stelle übt der Leiter der Dienst- 
stelle, bei der die Stufenvertretung zu er- 
richten ist, die Befugnis zur Bestellung des 
Wahlvorstandes nach den §§17 Abs. 2, 18 
und 20 aus. 

(4) unverändert 


(5) In den Stufenvertretungen erhält jede 
Gruppe mindestens zwei Vertreter. § 13 
Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 58 

Will eine Dienststelle Verwaltungsanord- 
nungen für die innerdienstlichen sozialen oder 
persönlichen Angelegenheiten der Bedienste- 
ten ihres Geschäftsbereiches erlassen, so soll 
sie dem für diesen Bereich zuständigen Perso- 
nalrate die Entwürfe rechtzeitig mitteilen 
und mit ihm beraten. 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

§ 62 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim- 
mung des Personalrates unterliegt, kann sie 
nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet 
den Personalrat von der beabsichtigten Maß- 
nahme und beantragt seine Zustimmung. Der 
Beschluß des Personalrates ist dem Leiter der 
Dienststelle innerhalb einer Woche mitzu- 
teilen. In dringenden Fällen kann der Leiter 
der Dienststelle diese Frist auf drei Tage ab- 
kürzen. Die Maßnahme gilt als gebilligt, 
wenn nicht der Personalrat innerhalb der ge- 
nannten Frist die Zustimmung schriftlich ver- 
weigert. 

(3) Beantragt der Personalrat eine Maß- 
nahme, die seiner Mitbestimmung unterliegt, 
so hat er sie schriftlich dem Leiter der Dienst- 
stelle vorzuschlagen. 

(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so kann der Leiter der Dienststelle oder der 
Personalrat die Angelegenheit binnen einer 
Woche auf dem Dienstwege den übergeord- 
neten Dienststellen, bei denen Stufenvertre- 
tungen bestehen, vorlegen. Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 


(5) Ergibt sich zwischen der obersten 
Dienstbehörde und der bei ihr bestehenden 
zuständigen Personalvertretung keine Eini- 
gung, so können beide binnen einer Woche 
die Entscheidung des Bundespersonalausschus- 
ses (S 63) beantragen, 

(6) § 61 Abs. 6 gilt entsprechend. 

§ 63 

(1) Der Bundespersonalausschuß besteht 
für die Fälle des § 62 aus dem Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes oder seinem Stell- 
vertreter als Vorsitzendem und je fünf Ver- 
tretern der Verwaltung und der Bediensteten. 

(2) Die Vertreter der Verwaltung und der 
Bediensteten und deren Stellvertreter werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der 
Bundesregierung für die Dauer von vier 
Jahren berufen. Die Vertreter der Bedienste- 
ten werden in angemessenem Verhältnis 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 62 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so kann der Leiter der Dienststelle oder der 
Personalrat die Angelegenheit binnen einer 
Woche auf dem Dienstwege den übergeord- 
neten Dienststellen, bei denen Stufenvertre- 
tungen bestehen, vorlegen. In Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes ist an Stelle des Ministers das in ihrer 
Verfassung vorgesehene oberste Organ anzu- 
rufen. In Zweifelsfällen bestimmt der zustän- 
dige Minister die anzurufende Stelle. Absatz 2 
gilt entsprechend. 

(5) Ergibt sich zwischen der obersten 
Dienstbehörde und der bei Ihr bestehenden 
zuständigen Personalvertretung keine Eini- 
gung, so entscheidet die Bundesregierung. 

(6) unverändert 

S 63 

entfällt 
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Be Schlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertrctung 

unter billiger Berücksichtigung der Minder- 
heiten aus Vorschlagslisten ausgewählt, die 
von den Spitzenorganisationen der zuständi- 
gen Gewerkschaften eingereicht werden. 
§ 10 a des Tarifvertragsgesetzes gilt entspre- 
chend. 

(3) Die Mitglieder des Bundespersonalaus- 
schusses müssen Bundesbedienstete sein. Sie 
sind unabhängig und nur dem Gesetz unter- 
worfen, Sie scheiden außer durch Zeitablauf 
oder Beendigung ihrer Stellung als Bundes- 
bedienstete nur unter den gleichen Voraus- 
setzungen aus, unter denen Mitglieder eines 
Bundesdisziplinargerichtes ihr Amt verlieren. 

(4) Die Dlenstaufsldit führt der Bundes- 
minister des Innern. 

(5) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. 
Der obersten Dienstbehörde und der zustän- 
digen Personalvertrctung ist Gelegenheit zur 
schriftlichen oder mündlichen Äußerung zu 
geben. 

(6) Der Bundespersonalausschuß entscheidet 
durdi Beschluß. Er kann den Anträgen der 
Beteiligten audi teilweise entsprechen. Zur 
Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von 
mindestens neun Mitgliedern erforderlich. 
Der Beschluß wird mit Stimmenmehrheit ge- 
faßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

(7) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzu- 
stellen. Er bindet die Beteiligten. 

(8) Die §§ 97 Abs. 2, 99, 100 Abs. 1 Satz 2, 
101 und 102 des Bundesbeamtengesetzes fin- 
den Anwendung. 

§ 66 

(1) In sozialen Angelegenheiten wirkt der 
Personalrat mit bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und 
entsprechenden sozialen Zuwendungen, 

b) Maßnahmen zur Hebung der Arbeits- 
leistung und zur Erleichterung des Ar- 
beitsablaufs, 

c) Ernennung von Vertrauens- und Betriebs- 
ärzten, 

d) Zuweisung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

c) Zuweisung von Dienst- und Pachtland und 
Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 


§ 66 

(1) In sozialen Angelegenheiten wirkt der 
Personalrat mit bei 

a) der Festlegung des Beginnes und des En- 
des der täglichen Arbeitszeit und der 
Pausen, 

b) der Aufstellung des Urlaubsplanes, 


c) Gewährung von Unterstützungen und 
entsprechenden sozialen Zuwendungen, 

d) Maßnahmen zur Hebung der Arbeits- 
leistung und zur Erleichterung des Ar- 
beitsablaufes, 

e) Ernennung von Vertrauens- und Betriebs- 
ärzten, 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

f) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und sonstigen Ge- 
sundheitsschädigungen, 

g) Regelung der Ordnung in der Dienststelle 
und des Verhaltens der Bediensteten, 

h) Fragen der Fortbildung der Bediensteten. 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe a wirkt auf Verlangen des Antragstellers 
nur der Vorstand des Personalrates mit. Der 
Leiter der Dienststelle hat dem Personalrate 
nach Abschluß jedes Kalendervierteljahres 
einen Überblick über die Unterstützungen 
und entsprechenden sozialen Zuwendungen 
zu geben. Dabei sind die Anträge und die 
Leistungen gegenüberzustellen. Auskunft über 
die von den Antragstellern angeführten 
Gründe wird hierbei nicht erteilt. 

(3) Der Personalrat wirkt mit, wenn Ersatz- 
ansprüche gegen Bedienstete geltend gemadit 
werden. Anträgen und Berichten der Dienst- 
stelle ist In solchen Fällen die Stellungnahme 
des Personalrates beizufügen. 

§ 67 

(1) Der Personalrat hat, soweit eine gesetz- 
liche oder tarifliche Regelung nicht besteht, 
gegebenenfalls durch Abschluß von Dienst- 
vereinbarungen, mitzubestimmen über 

a) Beginn und Ende der täglichen Arbeits- 
zeit und der Pausen, 

b) Zeit und Ort der Auszahlung der Dienst- 
bezüge und Arbeitsentgelte, 

c) Aufstellung des Urlaubsplancs, 

d) Durchführung der Berufsausbildung bei 
Angestellten und Arbeitern, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

f) Zuweisung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

g) Zuweisung von Dienst- und Pachtland 
und Festsetzung der Nutzungsbedingun- 
gen, 

h) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und sonstigen Ge- 
sundheitsschädigungen, 

i) Regelung der Ordnung in der Dienststelle 
und des Verhaltens der Bediensteten, 

k) Fragen der Fortbildung der Bediensteten. 

(la) Muß für Gruppen von Bediensteten 
die tägliche Arbeitszeit nach Erfordernissen, 
die die Dienststelle nicht voraussehen kann, 
unregelmäßig und kurzfristig festgesetzt 
werden, so beschränkt sich die Mitwirkung 
auf die Grundsätze für die Aufstellung der 
Dienstpläne. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe c wirkt auf Verlangen des Antragstel- 
lers nur der Vorstand des Personalrates mit. 
Der Leiter der Dienststelle hat dem Personal- 
rate nach Abschluß jedes Kalenderviertel- 
jahres einen Überblick über die Unterstützun- 
gen und entsprechenden sozialen Zuwendun- 
gen zu geben. Dabei sind die Anträge und die 
Leistungen gegenüberzustellen. Auskunft über 
die von den Antragstellern angeführten 
Gründe wird hierbei nicht erteilt. 

(3) unverändert 


§ 67 

(1) Der Personalrat hat, soweit eine gesetz- 
liche oder tarifliche Regelung nicht besteht, 
gegebenenfalls durch Abschluß von Dienst- 
vereinbarungen, mitzubestimmen über 

a) entfällt 

b) unverändert 

c) entfällt 

d) unverändert 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

e) Errichtung und Verwaltung von ‘Wohl- 
fahrtseinrichtungen ohne Rücksicht auf 
ihre Rechtsform, 

f) Aufstellung der Entlohnungsgrundsätze 
und Festsetzung der Akkordlohnsätze. 

(2) Muß für Gruppen von Bediensteten die 
tägliche Arbeitszeit nach Erfordernissen, die 
die Dienststelle nicht voraussehen kann, un- 
regelmäßig und kurzfristig festgesetzt werden, 
so beschränkt sich die Mitbestimmung auf die 
Grundsätze für die Aufstellung der Dienst- 
pläne. 

§ 70 

(1) Der Personalrat wirkt mit: 

a) in Personalangelegenheiten der Beamten 
bei 

1 . Einstellung, Anstellung und Beförde- 
rung, 

2. Versetzung und Abordnung zu einer 
anderen Dienststelle, 

3. vorzeitiger Versetzung in den Ruhe- 
stand, sofern der Beamte es beantragt, 

4. Anträgen auf Hinausschiebung der 
Altersgrenze, 

5. Entlassung von Beamten auf Probe oder 
auf Widerruf, 

6. Versagung der Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebentätigkeit, 

7. Anordnungen, welche die Freiheit In 
der Wahl der Wohnung beschränken; 

b) in Personalangelegenheiten der Angestell- 
ten und Arbeiter bei 

1. Weiterbeschäftigung über die Alters- 
grenze hinaus, 

2. Versagung der Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebenbeschäftigung, 

3. Anordnungen, welche die Freiheit in 
der Wahl der Wohnung beschränken, 

4. Kündigungen. 

(2) Der Personalrat kann in Fällen des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a Nr. 1 Einwendungen nur 
auf die In § 71 Abs. 2 aufgeführten Gründe 
stützen. 

(3) Fristlose Entlassungen bedürfen nicht 
der Mitwirkung des Personalrates. Er Ist in 
diesen Fällen unverzüglidi zu verständigen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

e) unverändert 

f) unverändert 
(2) entfällt 

70 

(1) Der Personalrat wirkt mit: 

a) in Personalangelegenheiten der Beamten 
bei 

1 . e n t f ä 1 1 1 

2. Versetzung zu einer anderen Dienst- 
stelle, 

3. unverändert 

4. e n t f ä 1 1 1 

5. u n v e r ä n d e r t 

6. u n V e r ä n d e r t 

7. unverändert 

b) in Personalangelegenheiten der Angestell- 
ten und Arbeiter bei 

1. u n V e r ä n d e r t 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. u n V e r ä n d e r t 

(2) entfällt 

(3) unverändert 
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§ 71 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in 

Personalangelegenheiten der Angestellten und 

Arbeiter bei 

a) Einstellung, 

b) Höhergruppierung, 

c) Rückgruppierung, 

d) Versetzung und Abordnung zu einer 
anderen Dienststelle. 

(2) Der Personalrat kann die Zustimmung 

zu diesen Maßnahmen nur verweigern, wenn 

a) die Maßnahme gegen ein Gesetz, eine 
Verordnung oder eine Bestimmung in 
einem Tarifvertrag oder in einer Dienst- 
Vereinbarung oder gegen eine gerichtliche 
Entscheidung oder eine Verwaltungsan- 
ordnung verstieße oder 

b) der durch bestimmte Tatsadaen begrün- 
dete Verdacht besteht, daß durch die Maß- 
nahme ein nicht geeigneter Bediensteter 
nur mit Rücksicht aüf persönliche Bezie- 
hungen bevorzugt werden soll, oder 

c) der durch bestimmte Tatsachen begrün- 
dete Verdacht besteht, daß durch die Maß- 
nahme andere geeignete Bedienstete oder 
Bewerber wegen ihrer Abstammung, Re- 
ligion, Nationalität, Herkunft, politischen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung oder 
Einstellung oder wegen ihres Geschledites 
benaditeiligt werden sollen, oder 

d) die durdi bestimmte Tatsachen begrün- 
dete Besorgnis besteht, daß der Bedienstete 
den Frieden ln der Dienststelle durch un- 
soziales oder gesetzwidriges Verhalten 
stören würde. 

§ 76 

(1) Die Arbeitsgerichte entscheiden außer 

in den Fällen der §§ 22 und 26 über 

a) Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 

b) Wahl und Amtszeit der Personalvertre- 
tungen und der in § 23 genannten Ver- 
treter sowie Zusammensetzung der Per- 
sonalvertretungen, 

c) Zuständigkeit und Geschäftsführung der 
Personal Vertretungen, 

d) Bestehen oder Nichtbestehen von Dienst- 
vereinbarungen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 71 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen 
in Personalangelegenheiten der Angestellten 
und Arbeiter bei 

a) entfällt 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Versetzung zu einer anderen Dienststelle. 

(2) unverändert 


§ 76 

(1) Die Verwaltungsgerichte entscheiden 
außer in den Fällen der §§ 22 und 26 über 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 
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Beschlüsse des Unterausschusses 
Personalvertretung 

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichts- 
gesetzes über das Beschlußverfahren gelten 
entsprechend. 

§ 77 

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffen- 
den Entscheidungen sind bei den Arbeits- 
gerichten und Landesarbeitsgerichten Fach- 
kammern zu bilden; § 17 Abs. 3 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes findet Anwendung. 

(2) Die Fachkammer besteht aus einem 
Vorsitzenden und ehrenamtlichen Beisitzern. 
Die Beisitzer müssen Bundesbedienstete sein. 
Sie werden je zur Hälfte durch die oberste 
Arbeitsbehörde des Landes im Einvernehmen 
mit der für die Innere Verwaltung zuständi- 
gen obersten Landesbehörde auf Vorschlag 

a) der unter den Bediensteten vertretenen 
Gewerkschaften und 

b) der in § 1 bezelchneten Verwaltungen und 
Gerichte 

berufen; § 117 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
findet Anwendung. Für die Berufung und 
Stellung der Beisitzer und ihre Heranziehung 
zu den Sitzungen gelten die Vorschriften des 
Arbeitsgerichtsgesetzes über Arbeitsrichter 
und Landesarbeitsrichter entsprechend. 

(3) Die Fachkammer wird tätig in der Be- 
setzung mit einem Vorsitzenden und je zwei 
nach Absatz 2 Buchstaben a und b berufenen 
Beisitzern. Unter den In Absatz 2 Buchstabe a 
bezelchneten Beisitzern muß sich je ein Be- 
amter und ein Angestellter oder Arbeiter be- 
finden. 

§ 80 

Zur Regelung der in den §§ 9 bis 21, 23, 
51, 53 und 54 bezelchneten Wahlen erläßt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere 
die Aufstellung der Wählerlisten und die 
Errechnung der Vertreterzahl, 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüdien, 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre 
Einreichung, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(2) unverändert 


§ 77 

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffen- 
den Entscheidungen sind bei den Verwal- 
tiingsgerichten und Landesverwaltungsgerich- 
ten Fachkammern zu bilden; § 17 Abs. 3 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes findet Anwendung. 

(2) Die Fachkammer besteht aus einem 
Vorsitzenden und ehrenamtlichen Beisitzern. 
Die Beisitzer müssen Bundesbedienstete sein. 
Sie werden je zur Hälfte durch die für die 
innere Verwaltung zuständige oberste Lan- 
desbehörde im Einvernehmen mit der ober- 
sten Arbeitsbehörde des Landes auf Vor- 
schlag 

a) der unter den Bediensteten vertretenen 
Gewerkschaften und 

b) der in § 1 bezelchneten Verwaltungen 
und Gerichte 

berufen. Für die Berufung und Stellung der 
Beisitzer und ihre Heranziehung zu den 
Sitzungen gelten die Vorschriften des Arbeits- 
gerichtsgesetzes Über Arbeitsrichter und 
Landesarbeitsrichter entsprechend. 

(3) u n V e r ä n d e r t 


S 80 

Zur Regelung der in den §§ 9 bis 21, 23, 
51, 53 und 54 bezelchneten Wahlen erläßt 
die Bundesregierung binnen zwei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 
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Personalvertretung 

d) das Wahlaussdireiben und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, 

e) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Fristen für seine Bekanntmachung, 

g) die Aufbewahrung der Wahlakten. 

§ 83 

In den Verwaltungen und Betrieben der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Landesaufsicht unterstehen- 
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts sowie in den Ge- 
richten der Länder werden Personal Vertre- 
tungen gebildet. Die Bildung von Stufen Ver- 
tretungen und Gesamtpersonalräten ist vor- 
zusehen. 


§ 101 

Dieses Gesetz tritt am 
in Kraft. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

§ 83 

In den Verwaltungen und Betrieben der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
der sonstigen der Landesaufsicht unterstehen- 
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechtes sowie in den Ge- 
richten und Schulen der Länder werden 
Personalvertretungen gebildet. Die Bildung 
von Stufenvertretungen und Gesamtpersonal- 
räten ist vorzusehen. 

S 92 a 

Zu gerichtlichen Entscheidungen sind die 
Verwaltungsgerichte berufen. 

§101 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1955 in 
Kraft. 


Bonn, den 17. März 1955 
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